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Text
Beitrdge zur Pflichtversicherung
8 27. (1) Die Pflichtversicherten

Bundesrecht konsolidiert

1.gemdl 82 Abs.1 Z1 bis 4 haben fur die Dauer der Pflichtversicherung als Beitrag in der

Krankenversicherung 8,6%,

2.gemaR §2 Abs.1 Z1 bis 3 haben flr die Dauer der Pflichtversicherung als Beitrag in der

Pensionsversicherung 14,5%,

3.gemaB §2 Abs.1 Z4 haben fir die Dauer der Pflichtversicherung als Beitrag in der

Pensionsversicherung im Jahre
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R | S Bundesrecht konsolidiert

der Beitragsgrundlage zu leisten. Besteht fir einen Beitragsmonat eine Pflichtversicherung gemaR § 2
Abs.1 Z1 bis 3 und §2 Abs.1 Z 4, so ist der Beitragssatz gema § 27 Abs.1 Z 2 anzuwenden.
Zahlungen, die von einer Einrichtung zur wirtschaftlichen Selbsthilfe auf Grund einer Vereinbarung mit
dem Versicherungstrager geleistet werden, sind auf den Beitrag anzurechnen.

(2) Fir den Kalendermonat, in dem die Pflichtversicherung beginnt, ist der volle Beitrag zu leisten.
Ist jedoch in einem Kalendermonat auf Grund einer vorangegangenen Beitragspflicht bereits ein Beitrag
in der Kranken- oder Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz zu entrichten, so beginnt die
Beitragspflicht in der Kranken- oder Pensionsversicherung erst mit dem nachsten Monatsersten.

(3) Beginnt in den Fallen der Fortfihrung des Betriebes durch die Witwe (den Witwer) die
Berechtigung zur Fortfihrung der Erwerbstétigkeit des verstorbenen Ehegatten (der verstorbenen
Ehegattin) oder das Gesellschaftsverhaltnis der Witwe (des Witwers) bereits im Monat des Ablebens des
Ehegatten (der Ehegattin), so beginnt die Beitragspflicht in der Pensionsversicherung mit dem auf das
Ableben des versicherten Ehegatten (der versicherten Ehegattin) folgenden Monatsersten, sofern fur den
verstorbenen Ehegatten (die verstorbene Ehegattin) im Monat des Ablebens Beitragspflicht bestanden hat.
Dies gilt entsprechend fir die Falle des § 115 Abs. 4. Die Beitragspflicht in der Kranken- und
Pensionsversicherung endet mit dem Ende der Pflichtversicherung geméaR § 7.

(4) Kommt der Pflichtversicherte seiner Auskunftspflicht geméR § 22 nicht rechtzeitig nach, so hat
er, solange er dieser Pflicht nicht nachkommt, einen von der Hdchstbeitragsgrundlage (8 25 Abs. 5)
bemessenen Beitrag zu leisten. Bei nachtraglicher Erfullung der Auskunftspflicht &ndert sich der Beitrag
auf jenen Betrag, der bei ihrer rechtzeitigen Erfullung anzuwenden gewesen ware.

(Anm.: Abs. 5 bis 7 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 139/1998)
(Anm.: Abs. 8 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 101/2000)
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